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30. Verordnung: Aufhebung der Verordnung betreffend vom Stadtbauamte des Magistrates
St. Pölten verfaßte Teilungspläne

3 1 . Verordnung: Statistische Zentralkommission und Fachbeiräte
32. Verordnung: Hagelversicherungs-Förderungsverordnung 1966
33. Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstreckung

von Entscheidungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern
durch Dänemark und Schweden

3 0 . Verordnung des Bundesministeriums für
Justiz vom 23. Februar 1966, mit der die
Verordnung vom 8. Februar 1949, BGBl.
Nr. 63, betreffend vom Stadtbauamte des Ma-
gistrates St. Pölten verfaßte Teilungspläne,

aufgehoben wird

Auf Grund des § 1 Abs. 2 des Liegenschafts-
teilungsgesetzes, BGBl. Nr. 3/1930, wird ver-
ordnet:

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Justiz vom 8. Februar 1949, BGBl. Nr. 63, be-
treffend vom Stadtbauamt des Magistrates Sankt
Pölten verfaßte Teilungspläne, wird aufgehoben.

Broda

8 1 . Verordnung des Bundeskanzleramtes
vom 7. März 1966 über die Statistische Zen-

tralkommission und die Fachbeiräte

Auf Grund des § 6 Abs. 5 des Bundesstatistik-
gesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, wird verordnet:

§ 1. (1) Die Statistische Zentralkommission be-
steht aus ordentlichen und außerordentlichen
Mitgliedern.

(2) Ordentliche Mitglieder der Kommission
sind je ein Vertreter:

1. jedes Bundesministeriums und des Rech-
nungshofes,

2. jedes Amtes der Landesregierung,
3. der Oesterreichischen Nationalbank,
4. der Bundeskammer der gewerblichen Wirt-

schaft,
5. der Landwirtschaftskammern,
6. des Österreichischen Arbeiterkammertages,
7. der Landarbeiterkammern,
8. des Österreichischen Städtebundes,
9. des Österreichischen Gemeindebundes.

(3) Als außerordentliche Mitglieder sind in die
Kommission Personen zu berufen, von denen
kraft ihrer Stellung im wissenschaftlichen, wirt-
schaftlichen oder kulturellen Leben eine beson-
dere Förderung der Arbeiten der Zentralkom-
mission erwartet werden kann. Ihre Zahl soll 20
nicht überschreiten.

§ 2. (1) Die Mitglieder der Statistischen Zen-
tralkommission sind vom Bundeskanzleramt zu
berufen und abzuberufen.

(2) Als ordentliche Mitglieder sind die von den
in § 1 Abs. 2 angeführten Stellen dem Bundes-
kanzleramt namhaft gemachten Vertreter zu be-
rufen. Für jedes ordentliche Mitglied ist ein Er-
satzmann vorzusehen, der das Mitglied bei dessen
Verhinderung vertritt. Die ordentlichen Mitglie-
der sind vom Bundeskanzleramt abzuberufen,
wenn die in § 1 Abs. 2 angeführten Stellen einen
anderen Vertreter namhaft machen.

(3) Für die Berufung der außerordentlichen
Mitglieder hat der Präsident des Österreichischen
Statistischen Zentralamtes an das Bundeskanzler-
amt Vorschläge von Personen zu erstatten, von
denen auf Grund ihrer wissenschaftlichen, wirt-
schaftlichen oder kulturellen Tätigkeit eine beson-
dere Kenntnis und Förderung statistischer Ar-
beiten erwartet werden kann. Auch die außer-
ordentlichen Mitglieder sind durch das Bundes-
kanzleramt abzuberufen.

§ 3. (1) Den Vorsitz in der Statistischen Zen-
tralkommission führt der Präsident des Öster-
reichischen Statistischen Zentralamtes, in seiner
Vertretung der Vizepräsident dieses Amtes.

(2) Der Präsident des Österreichischen Statisti-
schen Zentralamtes hat die Statistische Zentral-
kommission zur ordentlichen Jahresversammlung
und zu außerordentlichen Tagungen einzuberu-
fen.
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(3) Zu allen Tagungen der Kommission sind
sowohl die ordentlichen als auch die außerordent-
lichen Mitglieder einzuladen. Die Einladungen
haben mindestens acht Tage vor Zusammentritt
der Kommission unter Angabe der Tagesordnung
schriftlich zu erfolgen. Für einen Empfangsnach-
weis ist zu sorgen.

(4) Jedes ordentliche Mitglied der Statistischen
Zentralkommission kann zu den Sitzungen Fach-
referenten, das sind die bei den Ämtern und
Dienststellen mit der Materie befaßten Bedien-
steten, für die zu behandelnden Beratungsgegen-
stände beiziehen. Der Vorsitzende kann auch
Personen, die der Kommission nicht als Mit-
glieder angehören und nicht als Fachreferenten
an der Sitzung teilnehmen, als Sachverständige
zwecks Abgabe eines Gutachtens zu den Beratun-
gen beiziehen.

(5) Die ordentliche Jahresversammlung hat
innerhalb der ersten drei Monate eines jeden
Kalenderjahres stattzufinden. Außerordentliche
Tagungen hat der Präsident des Österreichischen
Statistischen Zentralamtes anzuberaumen, sooft
dies nach seinem Ermessen erforderlich ist, oder
binnen drei Monaten, wenn es ein ordentliches
Mitglied der Statistischen Zentralkommission
verlangt.

§ 4. (1) Die Verhandlungs- und Beschluß-
fähigkeit der Statistischen Zentralkommission
setzt die Anwesenheit von mindestens der Hälfte
der ordentlichen Mitglieder (Ersatzmänner) vor-
aus. Es müssen jedenfalls die Vertreter der Bun-
desministerien anwesend sein, die für den betref-
fenden Verhandlungsgegenstand sachlich zustän-
dig sind.

(2) Die Statistische Zentralkommisssion faßt
ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Der Vor-
sitzende der Kommission stimmt nicht mit, ent-
scheidet jedoch bei Stimmengleichheit.

(3) Stimmberechtigt sind die ordentlichen und
außerordentlichen Mitglieder der Kommission.
Die den Beratungen der Kommission allenfalls
zugezogenen Fachreferenten und Sachverständi-
gen haben bei Abstimmungen der Kommission
kein Stimmrecht.

§ 5. Über jede Sitzung der Statistischen Zen-
tralkommission ist ein Protokoll zu verfassen,
das die gestellten Anträge und die gefaßten Be-
schlüsse im Wortlaut sowie den wesentlichen
Inhalt der Ausführungen der Sitzungsteilnehmer
enthält. Die Protokolle sind nach jeder Tagung
an alle Mitglieder der Statistischen Zentralkom-
mission zu versenden.

§ 6. (1) Zur Beratung des Österreichischen
Statistischen Zentralamtes in Einzelfragen der
Statistik sowie zur Vorberatung von in der

Statistischen Zentralkommission zu behandelnden
Gegenständen sind für einzelne Fachgebiete der
Statistik Fachbeiräte zu bestellen.

(2) Die Statistische Zentralkommission hat die
Fachgebiete zu bestimmen, für welche Fachbei-
räte zu bestellen sind, und hat diese Fachgebiete
abzugrenzen.

§ 7. (1) Die Mitglieder der Fachbeiräte sind
vom Bundeskanzleramt auf Vorschlag des Präsi-
denten des Österreichischen Statistischen Zentral-
amtes zu berufen.

(2) Dem Fachbeirat sind neben den fachlich
beteiligten Mitgliedern der Statistischen Zentral-
kommission erprobte Fachleute des zu bearbeiten-
den Gebietes zuzuziehen, von deren Rat eine be-
sondere Förderung der Arbeiten des Fachbei-
rates zu erwarten ist.

(3) Der Vorsitzende eines Fachbeirates ist be-
rechtigt, dem Fachbeirat nicht angehörende Per-
sonen als Sachverständige den Sitzungen des Bei-
rates zuzuziehen.

§ 8. (1) Den Vorsitz in den Fachbeiräten führt
der Präsident des Österreichischen Statistischen
Zentralamtes oder ein von ihm beauftragter Be-
diensteter dieses Amtes.

(2) Der Präsident des Österreichischen Statisti-
schen Zentralamtes hat die Fachbeiräte zu Sitzun-
gen einzuberufen, sooft dies notwendig ist, oder
binnen drei Monaten, wenn dies ein ordentliches
Mitglied der Statistischen Zentralkommission
verlangt. Die Einladung hat mindestens acht
Tage vor Zusammentritt des Fachbeirates unter
Angabe der Tagesordnung schriftlich zu erfolgen.
Für einen Empfangsnachweis ist zu sorgen. Die
Zuziehung von Fachreferenten ist für die Behand-
lung spezieller Fragen gestattet. Über das Ergeb-
nis der Beratungen ist der Statistischen Zentral-
kommission bei der nächsten Sitzung zu be-
richten.

§ 9. Die Mitglieder der Statistischen Zentral-
kommission sowie der Fachbeiräte üben ihre
Tätigkeit ehrenamtlich aus.

§ 10. Die Kanzleigeschäfte der Statistischen
Zentralkommission und der Fachbeiräte hat das
Österreichische Statistische Zentralamt zu besor-
gen.

§ 11. Das Bundesgesetz vom 9. Oktober 1946
über den Beirat für die Statistik des Außenhan-
dels beim Österreichischen Statistischen Zentral-
amt, BGBl. Nr. 11/1947, und die Verordnung
des Bundeskanzleramtes vom 24. Jänner 1947,
betreffend die Satzungen des Beirates für die
Statistik des Außenhandels, BGBl. Nr. 21, wer-
den durch die vorstehenden Bestimmungen nicht
berührt.

Klaus
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§ 2 . Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 10. März 1966 zur Durch-
führung des Hagelversicherungs-Förderungs-
gesetzes (Hagelversicherungs-Förderungsver-

ordnung 1966)

Auf Grund der §§ 2 und 6 des Hagelversiche-
rungs-Förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 64/1955, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 186/
1961 und BGBl. Nr. 289/1963 wird verordnet:

Der Hundertsatz, um den die vertragsmäßigen
Hagelversicherungsprämien- für das Wirtschafts-
jahr 1966 verbilligt werden, wird unter Zu-
grundelegung der vom Bund und dem einzelnen
Bundesland gewährten Beihilfe festgesetzt wie
folgt:

Schmitz

8 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 10. März 1966, betreffend die Ratifi-
kation des Übereinkommens über die Aner-
kennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht
gegenüber Kindern durch Dänemark und

Schweden

Nach Mitteilung der Niederländischen Re-
gierung haben Dänemark und Schweden das
Übereinkommen über die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen auf dem Ge-
biet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern

(BGBl. Nr. 294/1961, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 347/1965)
ratifiziert.

Das Übereinkommen ist für Dänemark am
1. Jänner 1966 und für Schweden am 1. März
1966 in Kraft getreten.

Dänemark hat folgende Mitteilung gemäß Ar-
tikel 13 dieses Übereinkommens gemacht:

„1. In Dänemark werden Entscheidungen auf
dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber Kin-
dern von folgenden Behörden erlassen:

a) ordentliche Gerichte (Gerichte erster
Instanz, Berufungsgerichtshöfe und Ober-
ster Gerichtshof),

b) Amtmann (amtmend), in Kopenhagen der
Oberpräsident von Kopenhagen (Over-
presidenten i Kobenhavn), deren Entschei-
dungen durch das Justizministerium abge-
ändert werden können.

2. In Dänemark ist der Polizeikommissar des
Ortes, in welchem der Unterhaltspflichtige seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat oder mangels eines
solchen sich aufhält, zur Vollstreckbarerklärung
ausländischer Entscheidungen, die unter dieses
Übereinkommen fallen, zuständig. In Kopen-
hagen ist jedoch der Oberpräsident (overprsesi-
dent) für solche Erklärungen zuständig.

3. Daher ist ein Antrag auf Vollstreckung einer
ausländischen Entscheidung an den Polizeikom-
missar des Ortes zu richten, in welchem der
Unterhaltspflichtige seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hat oder mangels eines solchen sich aufhält.
In Kopenhagen ist der Antrag an den Ober-
präsidenten zu richten. Im Falle dem Unterhalts-
berechtigten nicht bekannt ist, in welchem Poli-
zeidistrikt der Unterhaltspflichtige wohnt oder
sich aufhält, kann der Antrag an den Chef der
dänischen Reichspolizei (Rigspolitichefen), Kopen-
hagen, mit der Bitte um Weiterleitung an die
zuständige Behörde gerichtet werden."

Klaus
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